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Nur langsam rückt die Möglichkeit einer Zuwendung in die Kapi-
talrücklage in das Bewusstsein von Stiftungsvorständen und Zu-
wendenden. Auch viele Beratende gehen weiterhin davon aus,
Stiftungen könnten lediglich zweierlei Zuwendungen empfangen:
Die zeitnah zu verwendende „normale“ Spende und die Zustif-
tung, welche als Teil des Grundstockvermögens nicht angetastet
werden kann. Der nachfolgende Beitrag widmet sich einer dritten
Form, der Zuwendung in die Kapitalrücklage. Sie ist flexibler als
die beiden erstgenannten Möglichkeiten. Zunächst skizzieren die
Autoren den zivilrechtlichen und bilanziellen Rahmen (ausführlich
Barzen/Wedekind NJW 2022, 3389), bevor sie sich der steuerli-
chen Behandlung widmen. Der Beitrag bezieht sich auf gemeinnüt-
zige Stiftungen bürgerlichen Rechts.

I. Stiftungsrechtlicher Rahmen
Seit Inkrafttreten der Stiftungsrechtsreform am 1.7.2023

regeln die §§ 83b und 83c BGB die Zusammensetzung und
Verwaltung des Stiftungsvermögens für rechtsfähige Stif-
tungen (auch: „Stiftungen bürgerlichen Rechts“; §§ 80 ff.
BGB). Dieses gliedert sich in „Grundstockvermögen“ und
„sonstiges Vermögen“ (§ 83b Abs. 1 S. 1 BGB).

1. Grundstockvermögen
Das Grundstockvermögen setzt sich zusammen aus (§ 83b

Abs. 2 Nr. 1–3 BGB):
a) „gewidmete[m] Vermögen“,
b) „Zustiftung[en]“ und
c) „Vermögen, das von der Stiftung zu Grundstockver-

mögen bestimmt wurde“.
Das Grundstockvermögen ist ungeschmälert zu erhalten
(§ 83c Abs. 1 BGB). Der Stifter kann im Stiftungsgeschäft/in
der Satzung festlegen, ob der nominale Wert oder der reale
Wert des Grundstockvermögens zu erhalten ist. Trifft er kei-
ne ausdrückliche Festlegung, so ist sein Wille durch Aus-
legung zu ermitteln.

Von dem Grundsatz des ungeschmälerten Vermögenser-
halts darf nur in eng umrissenem Umfang abgewichen wer-
den, und auch das nur befristet (§ 83c Abs. 2 u. 3 BGB). Das
Grundstockvermögen darf deshalb nur in wenigen Ausnah-
men unmittelbar zur Erfüllung des Stiftungszwecks verwen-
det werden. Lediglich seine Erträge (präziser: Nutzungen
iSd § 100 BGB) sind zur Zweckerfüllung einzusetzen (§ 83c
Abs. 1 S. 2 BGB).

Die Zustiftung zum Grundstockvermögen ist deshalb
nicht immer eine geeignete Form der Zuwendung. Insbeson-
dere bei Stiftungen, deren Vermögen satzungsgemäß in ih-
rem realen Wert zu erhalten ist, kann sich die Zustiftung in
Phasen negativer Realzinsen als Falle erweisen, weil andere
Quellen zum realen Werterhalt der Zustiftung heranzuzie-
hen sind. Dagegen muss eine Kapitalrücklage nicht in ihrem
Wert erhalten werden, weil sie Teil des sonstigen Vermögens
ist (s. unten).

2. Sonstiges Vermögen
Für das sonstige Vermögen sieht das Gesetz (BGB) keine

Untergliederung vor. Die Zuwendung in eine Kapitalrück-
lage ist eine Zuwendung zum sonstigen Vermögen. Für sie
gilt das Gebot der Vermögenserhaltung deshalb nicht.

3. Kein Admassierungsverbot
Die Kapitalrücklage wird nicht aus den Erträgen des Stif-

tungsvermögens gespeist, sondern aus externen Zuwendun-
gen. Deshalb unterliegt sie nicht der Verwendungspflicht
nach § 83c Abs. 1 S. 2 BGB (stiftungsrechtliches Admassie-
rungsverbot). Stiftungsrechtlich steht es dem Vorstand bzw.
denOrganenderStiftungdeshalbgrundsätzlich frei, denZeit-
punkt der Verwendung bzw. den dauerhaften Einbehalt der
Zuwendung zu bestimmen. Die Grenzen bilden allein Vor-
gabendesZuwendendenunddas pflichtgemäßeErmessen.

II. Bilanzieller Rahmen
Vorschläge für eine bilanzielle Darstellung des Stiftungs-

vermögens bzw. -kapitals in der Rechnungslegung finden
sich insbes. in der „IDW Stellungnahme zur Rechnungs-
legung von Stiftungen v. 28.8.2024 (IDW RS FAB 5)“ des
Instituts der Wirtschaftsprüfer.1 Ferner widmen sich ver-
schiedene Literaturbeiträge dem Ausweis des Stiftungsver-
mögens bzw. -kapitals. Sowohl das IDW2 als auch mehrheit-
lich die Literaturbeiträge3 benennen die Kapitalrücklage ne-
ben zB dem Grundstockkapital ausdrücklich als eigenständi-
gen Posten des Eigenkapitals. Die Bilanzierung der
verschiedenen Eigenkapitalposten lehnt sich an die handels-
rechtliche Bilanzierung für Kapitalgesellschaften an, wobei
versucht wird, den Besonderheiten der Stiftung, die sich aus
dem Stiftungszivilrecht (s. oben) und ggf. aus dem Steuer-
recht (s. unten) ergeben, Rechnung zu tragen.

Die Kapitalrücklage kann dem Erhalt des Realwertes des
ursprünglichen Stiftungsvermögens dienen und somit lang-
fristig der Stiftung zur Verfügung stehen. Durch entspre-
chende Entnahmen kann sie aber auch eine sog. Notgro-
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schenfunktion haben oder der Verstetigung der Fördertätig-
keit dienen.4

III. Steuerrechtliche/gemeinnützigkeitsrechtliche
Perspektive

Steuerrechtlich sind sowohl der Blickwinkel des Spenders
(1.) als auch derjenige der Stiftung (2.) von Bedeutung. Fer-
ner ist auf den Ausweis der Zuwendung in der Mittelver-
wendungsrechnung (3.)und der Zuwendungsbestätigung (4.)
einzugehen.

1. Spenderperspektive: Sonderausgabenabzug
(§ 10b EStG)

Aus Sicht der Zuwendenden ist die steuerliche Absetzbar-
keit entscheidend. „Gewöhnliche“ Spenden, also solche, die
nicht ins Grundstockvermögen erfolgen, können bis zur Hö-
he von 20 % des Gesamtbetrags der Einkünfte als Sonderaus-
gaben geltend gemacht werden (§ 10b Abs. 1 S. 1 Nr. 1
EStG).5 Zusätzlich können Zuwendungen in den Ver-
mögensstock/das Grundstockvermögen6 bis zur Höhe von
1 Mio. EUR (Alleinveranlagte) bzw. 2 Mio. EUR (Zusam-
menveranlagte) als Sonderausgaben geltend gemacht werden
(§ 10b Abs. Abs. 1 EStG).

Da die Kapitalrücklage erforderlichenfalls durch entspre-
chende Entnahmen verbraucht werden kann, ist sie kein Ver-
mögensstock iSd § 10b Abs. 1a EStG. Deshalb ist lediglich
der „gewöhnliche“ Spendenabzug möglich. Zuwendungen
ins Grundstockvermögen (Zustiftung) sind demnach gegen-
über Zuwendungen in die Kapitalrücklage privilegiert. Das
Privileg erschöpft sich jedoch darin, dass der volle Betrag be-
reits im Jahr der Zuwendung steuerlich berücksichtigt wird.
Für „gewöhnliche“ Spenden gilt, dass der Teil, der 20 % des
Gesamtbetrags der Einkünfte übersteigt, unbegrenzt steuer-
lich vorgetragen wird (§ 10b Abs. 1 S. 9 EStG), er mindert
die Steuerlast künftiger Jahre. Im Ergebnis verbleibt ggf. ein
Zinsnachteil.

Da Verbrauchsstiftungen ihr Vermögen innerhalb einer
von der Satzung bestimmten Frist zu verbrauchen haben, ha-
ben sie kein „zu erhaltendes Vermögen“ iSd § 10b Abs. 1a
BGB. Sie sind deshalb keine tauglichen Empfängerinnen von
Vermögensstockspenden.7

2. Stiftungsperspektive: Pflicht zur zeitnahen Mittelver-
wendung?

Aus Perspektive der Stiftung sind Zuwendungen in die
Kapitalrücklage Mittelzuführungen in das Vermögen nach
§ 62 Abs. 3 AO.8 Die gemeinnützlichkeitsrechtliche Kon-
sequenz einer solchen Zuführung ergibt sich aus S. 1 des § 62
Abs. 3 AO: Die Mittel unterliegen nicht der Pflicht zur zeit-
nahen Mittelverwendung. Ein Verbot wird dadurch aber
auch nicht aufgestellt. Die Stiftung darf die Mittel ad infini-
tum thesaurieren. Gemeinnützigkeitsrechtlich ist es ebenso
unbedenklich, wenn die Mittel zukünftig eingesetzt wer-
den.9 Zivilrechtlich können Zuwendende und Stiftung oh-
nehin frei vereinbaren, ob, wann und unter welchen Voraus-
setzungen die Mittel verausgabt werden dürfen. Das Steuer-
recht steht dem nicht entgegen.10

Die Einstellung in die Kapitalrücklage ist gemeinnützig-
keitsrechtlich jedoch nur dann möglich, wenn zumindest
implizit eine Vermögenszuwendung gewollt ist. Für Zu-
wendungen von Todes wegen und Sachzuwendungen, die
ihrer Natur nach zum Vermögen gehören (zB Mietwohn-
grundstück oder Aktienpaket), vermutet das Gesetz wider-
legbar einen solchen Willen (§ 62 Abs. 3 Nr. 2 und 4 AO).
Ohne Anhaltspunkt darf die Stiftung einen solchen Willen
allerdings nicht unterstellen. Es bleibt dann beim Regelfall,
der Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung (§ 55 Abs. 1
Nr. 5 AO).

3. Ausweis in der Mittelverwendungsrechnung
In der Mittelverwendungsrechnung sind Zuwendungen

in die Kapitalrücklage als „Vermögensausstattung nach § 62
Abs. 3 AO“ oder als „sonstige Rücklage“ auszuweisen.11 In

4 S. Barzen/WedekindWPg 2022, 587 (589, 590).
5 Bzw. 4 ‰ der Summe der gesamten Umsätze und der im Kalender-
jahr aufgewendeten Löhne und Gehälter (§ 10b Abs. 1a S. 1 Nr. 2 EStG).
6 Das Gesetz (§ 10b Abs. 1a S. 1 EStG) spricht von „Spenden […] in das
zu erhaltende Vermögen (Vermögensstock)“. Der „Vermögensstock“ ist,
soweit es sich umStiftungen bürgerlichenRechts handelt, gleichbedeutend
mit dem durch die Stiftungsrechtsreform ins BGB eingeführten Begriff
„Grundstockvermögen“ (§83bAbs. 1S. 1BGBnF). SoausdrücklichHütte-
mann, Gemeinnützigkeits- und Spendenrecht, 5. Aufl. 2021, Rn. 8.208 f.;
BerndtZStV2013, 201 (205).Weniger deutlichBMFv. 15.9.2014– IVC4
- S 2223/07/0006 :005, BStBl. I 2014, 1278, BeckVerw 289630); Unger in
BeckOK EStG, Stand 1.11.2024, § 10b Rn. 250–257; Brandl in Brandis/
Heuermann, Ertragsteuerrecht, EStG, StandNov. 2024, § 10bRn. 83a.AA
Berndt/Nordhoff,Rechnungslegung undPrüfung von Stiftungen, 3. Aufl.
2024, Abschn. E, Rn. 130. Differenzierend Meyn in Winheller/Geibel/
Jachmann-Michel, Gesamtes Gemeinnützigkeitsrecht, 3. Aufl. 2023, EStG
§ 10b Rn. 78 ff., der zB auch nichtrechtsfähige Stiftungen als im Einzelfall
taugliche Empfänger von Vermögensstockspenden einstuft. Ebenso
Leichinger in Buchna, Gemeinnützigkeitsrecht im Steuerrecht, 12. Aufl.
2023,Abschn. E5.6.2 (Rn. 105).

7 BMF v. 15.9.2014 – IV C 4 - S 2223/07/0006 :005, BStBl. I 2014,
1278, BeckVerw 289630; Kirchhain in Schauhoff/Kirchhain, Gemeinnüt-
zigkeits-HdB, 4. Aufl. 2023, § 12 Rn. 148; Hüttemann (Fn. 6), Rn. 8.211
mit Verweis auf Kulosa in H/H/R, EStG/KStG, Stand Januar 2025, EStG
§ 10b Rn. 101; Heinicke in Schmidt, EStG, 43. Aufl. 2024, § 10b Rn. 31;
Brandl (Fn. 6). Anders für sog. „Stiftungen auf Zeit“: Kirchhain (ebd.),
Rn. 146; Meyn (Fn. 6), Rn. 79.1. Zum Begriff „Vermögensstock“ s.
Fn. 6.
8 Während das „Stiftungsvermögen“ iSd § 83b BGB das Gesamtver-
mögen bezeichnet, also sämtliche Aktiva erfasst, ist das „Vermögen“ iSd
§ 62 Abs. 3 AO eine Teilmenge daraus, vgl. Hüttemann (Fn. 6),
Rn. 5.191.
9 Grundlegend Orth npoR 2016, 189 (195). Ebenso Leichinger (Fn. 6),
Abschn. C 11.4 (Rn. 277). Hüttemann (Fn. 6), Rn. 5.203 unterstreicht das
Wahlrecht des Zuwendenden. Ebenso Theuffel-Werhahn in Winheller/
Geibel/Jachmann-Michel, Gesamtes Gemeinnützigkeitsrecht, 3. Aufl.
2023, § 62Rn. 192. S. auchAEAO§ 62Nr. 16 S. 1: „Die in § 62Abs. 3 AO
genanntenZuwendungenkönnendemVermögenzugeführtwerden.“
10 So auch Gies (Fn. 3).
11 Eine Reihe von Autoren hält auch den Ausweis als (Teil der) freie (n)
Rücklage (§ 62 Abs. 1 Nr. 3 AO) für zulässig oder sogar geboten. Denn
zwischen der freien Rücklage und den Mitteln nach § 62 Abs. 3 u. 4 AO
bestehe eine funktionale Übereinstimmung: Die Mittel unterlägen weder
dem Gebot der zeitnahen Mittelverwendung noch – anders als Rücklagen
nach § 62 Abs. 1 Abs. 2 Nr. 1, 2 u. 4 AO – einer Kontrolle über die weitere
Entwicklung und Verwendung. Vgl. dazu Orth npoR 2016, 189 (196);
ähnlich Hüttemann (Fn. 6), Rn. 5.143 aE. Nach Leichinger (Fn. 6),
Rn. 277 ff. sind Mittelzuführungen nach § 62 Abs. 3 AO „aus der Bemes-
sungsgrundlage für Zuführungen von sonstigen zeitnah zu verwendenden
Mitteln (§ 58 Nr. 3, § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO) herauszurechnen“. Leichinger
sieht einen ausdrücklichen Vorstandsbeschluss über die Zuführung der
Mittel zum Vermögen als Voraussetzung einer solchen Zuordnung an.
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der Anlage GEM zur Körperschaftsteuererklärung ist der Be-
trag im Jahr der Zuwendung in der Zeile 63 anzugeben.

4. Zuwendungsbestätigung
In der Zuwendungsbestätigung darf weder bei „Die Zu-

wendung erfolgte in das zu erhaltende Vermögen (Ver-
mögensstock)“ noch bei „Es handelt sich nicht um Zuwen-
dungen in das verbrauchbare Vermögen einer Stiftung“ ein
Kreuz gesetzt werden.

IV. Musterformulierungen

1. Zweckbestimmung durch den Zuwendenden
Zur Abgrenzung von einer „gewöhnlichen“ Spende ei-

nerseits und einer Zustiftung andererseits kann der Zu-
wendende eine der folgenden Formulierungen wählen:

„Die Zuwendung soll das Vermögen der Stiftung erhö-
hen (§ 62 Abs. 3 Nr. 2 AO), ohne Teil des Grundstockver-
mögens zu werden.“

Oder: „Der Vorstand darf nach pflichtgemäßem Er-
messen über den Zeitpunkt des Einsatzes der Mittel ent-
scheiden.“12

Oder: „Die Zuwendung soll das Kapital der Stiftung
stärken und in die Kapitalrücklage eingestellt werden.
Der Vorstand kann nach pflichtgemäßem Ermessen über
Entnahmen entscheiden.“
2. Spendenaufrufe der Stiftung

Stiftungen ist zu empfehlen, bei Spendenaufrufen nicht
nur die „gewöhnliche“ Spende und die Zustiftung zur
Auswahl zu stellen, sondern ausdrücklich auch die hier
erörterte Zuwendung in die Kapitalrücklage. Möglich

wäre eine der obenstehenden Formulierungen. Denkbar
ist auch eine einfache „Kreuzchenvariante“: „Spende ( );
Grundstockvermögen ( ); Kapitalrücklage ( )“.
3. Stiftungssatzung

Eine ausdrückliche Bestimmung in der Satzung zur Zu-
wendung in die Kapitalrücklage ist zwar nicht notwendig.
Die Erwähnung ist aber zweckmäßig. Sie kann einen Ap-
pelleffekt haben. Denkbar ist bspw.:

„Zuwendungen in das Vermögen der Stiftung fließen
in die Kapitalrücklage, es sei denn, der Zuwendende be-
stimmt, dass es sich um eine Zustiftung in das Grund-
stockvermögen handelt.“

V. Zusammenfassung
Zuwendungen in die Kapitalrücklage einer Stiftung un-

terliegen weder dem Gebot des ungeschmälerten
Vermögenserhalts (§ 83c Abs. 1 S. 1 BGB) noch dem Gebot
der zeitnahen Mittelverwendung (§ 55 Abs. 1 Nr. 5 AO). Sie
sind deshalb ein Instrument, das den Stiftungsorganen Flexi-
bilität verschafft. Auf diese Weise können Zuwendende der
Stiftung ermöglichen, nach pflichtgemäßem Ermessen darü-
ber zu entscheiden, ob die Zuwendung ad infinitum im Ver-
mögen verbleiben soll. Sie können zulassen, dass die Zuwen-
dung alternativ als sog. Notgroschen für die Zweckverwirk-
lichung zur Verfügung steht.

Zuwendende sollten ihren Willen bei der Zuwendung
möglichst klar zum Ausdruck bringen. Beschränkt sich ein
Zuwendender auf die Formel „Zuführung zum Vermögen
nach § 62 Abs. 3 Nr. 2 AO“ oder „Zuführung in die Kapital-
rücklage“, so ist davon auszugehen, dass er dem Vorstand so-
wohl die unbefristete Thesaurierung als auch die Nutzung
im Sinne einer Kontinuitäts- und Notgroschenfunktion zu-
gesteht.
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